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Wortlaut der Interpellation vom 03. Juni 2009 
 
Der Bundesrat wird gebeten, folgende Fragen zu beantworten: 
 
1. Wie hoch wäre die Fiskalquote in der Schweiz im Zeitraum von 1995 bis 2008 ge-
wesen, wenn man neben den Abgaben an die öffentliche Verwaltung und die Sozial-
versicherungen auch die obligatorischen Prämienzahlungen an die Krankenkassen 
und Vorsorgeeinrichtungen berücksichtigt hätte? 
 
2. Wie haben sich die Staatsquote, das für die Haushalte verfügbare Einkommen 
und die Sozialausgaben zwischen 1970 und 2008 entwickelt? 
 
3. Welche Beziehung stellt der Bundesrat zwischen der Fiskalquote her, wie sie in 
Frage 1 definiert ist, und: 
 
a. dem Wirtschaftswachstum der Schweiz? 
 
b. dem Mass an sozialem und wirtschaftlichem Liberalismus in unserem Land? 
 
c.unserer internationalen Wettbewerbsfähigkeit? 

 
Mitunterzeichnende 
Aebi, Baader Caspar, Baettig, Borer, Brunner, Brunschwig Graf, Bugnon, Dunant, 
Estermann, Favre Charles, Flückiger, Freysinger, Füglistaller, Geissbühler, Giezen-
danner, Glauser, Glur, Grin, Heer, Hutter Markus, Hutter Jasmin, Killer, Kunz, Leute-
negger Filippo, Messmer, Mörgeli, Nidegger, Perrin, Pfister Theophil, Reimann Lu-
kas, Reymond, Schenk Simon, Schibli, Schwander, Triponez, von Rotz, von Sieben-
thal, Wandfluh  (38) 
 
Begründung 
 
Es ist sehr schwierig, Staatsquoten (Ausgaben der öffentlichen Haushalte und der 
Sozialversicherungen im Verhältnis zum BIP) und Fiskalquoten auf internationaler 
Ebene miteinander zu vergleichen, da diese Kennzahlen in jedem Land unterschied-
lich berechnet werden. Diese Indikatoren sind jedoch wertvoll, da sie immer noch am 
aussagekräftigsten sind, wenn es darum geht, den Einfluss eines Staates auf die 
Gesellschaft und Wirtschaft zu bestimmen. 
 
In der Schweiz dürften die erhofften Diskussionen über die Interpretation dieser bei-
den Indikatoren mindestens zu den folgenden zwei grundlegenden Überlegungen 
führen. 
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Weite Kreise behaupten, dass wir in einer Zeit des Ultraliberalismus leben. Doch 
diese Behauptung erscheint abwegig, wenn man bedenkt, dass die Staatsquote zwi-
schen 1970 und 2007 von 24,3 auf 35,7 Prozent gestiegen ist (Statistik des BFS). 
In seinem Panorama über die öffentlichen Finanzen erklärt das BFS: " Mit einer [Fis-
kal-] Quote von 29,6 % (2006) steht die Schweiz im internationalen Vergleich relativ 
gut da - ein wichtiger Standortvorteil." Die OECD-Statistiken für 2007 scheinen diese 
Aussage zu bestätigen. Gemäss dieser Statistiken sehen die Staatsquoten ver-
gleichbarer Länder folgendermassen aus: Schweiz 33,4 %; Deutschland 43,8 %; 
Spanien 38,7 %; Frankreich 52,4 %; Italien 48,5 %; Grossbritannien 44,7 %; Öster-
reich 48,2 %; Schweden 51,3 %; (EU 46,2 %); USA 37,4 %; Japan 35,8 %. Doch im 
Gegensatz zu den anderen Ländern werden in der Schweiz die obligatorischen Prä-
mienzahlungen an die Krankenkassen und Vorsorgeeinrichtungen bei der Berech-
nung der Fiskalquote nicht berücksichtigt. So wird bei Vergleichen ein falsches Bild 
gezeichnet und es ist nicht möglich, so leichthin von Wettbewerbsvorteilen und von 
sinnvoller Konvergenz zu sprechen. 
 
Antwort des Bundesrates 
 

1. Fiskalquote 
 
Die Fiskalquote ist eine finanzpolitische Kennzahl, welche den Anteil der durch den 
Fiskus beanspruchten Wertschöpfung am gesamten Bruttoinlandprodukt (BIP) misst. 
Sie wird über alle drei Staatsebenen (Bund, Kantone, Gemeinden) sowie die Sozial-
versicherungen berechnet. So können die von staatlichen Institutionen eingeforder-
ten Steuern und Beiträge über die Zeit oder international verglichen werden. 
Damit solche Vergleiche möglich sind, liegt den internationalen Statistiken der OECD 
(Tabelle 1) eine einheitliche Berechnungsmethode zu Grunde. Somit rechnen sämtli-
che OECD-Länder mit der gleichen Grundlage: Die Fiskalquote erfasst alle obligato-
rischen Abgaben an staatliche Einheiten. Die Abgaben an nichtstaatliche Institutio-
nen werden nicht zur Fiskalquote gezählt, auch wenn sie obligatorisch sind. Demzu-
folge sind im Fall der Schweiz die Krankenversicherungen und die Pensionskassen 
nicht berücksichtigt, da sie nicht Teil des Sektors Staat sind. Auch in anderen 
OECD-Ländern gibt es ähnliche Strukturen. In den Niederlanden beispielsweise fun-
giert der Staat nicht als Träger der (obligatorischen) Krankenversicherung: „In den 
Niederlanden sind die staatlichen Institutionen jedoch nicht unmittelbar mit der Ges-
taltung des Gesundheitswesens betraut. Dies ist in erster Linie Aufgabe privater An-
bieter“1. Für aussagekräftige internationale Vergleiche im Sinne des Interpellanten 
müssten entsprechend auch die Statistiken der anderen OECD-Länder angepasst 
werden. 
 
Ein Vergleich der Fiskalquoten gemäss der Berechnungsmethode der OECD bzw. 
nach der in der Interpellation vorgebrachten Definition ergibt das in Tabelle 2 darge-
stellte Bild. Seit Beginn dieses Jahrzehnts liegt die Fiskalquote gemäss OECD relativ 
stabil um 30%. Die Differenz zwischen den beiden Berechnungsmethoden beträgt 
zwischen 9 und 11 Prozentpunkte. 
 

                                                 
1 Ministerium für Gesundheit, Gemeinwohl und Sport (2006): Das neue Gesundheitssystem in den Niederlanden, 
http://www.minvws.nl/images/boekje-zorgstelsel-duits_tcm20-107940.pdf 
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2. Staatsquote, verfügbares Einkommen, Sozialausgaben 
 
Die Staatsquote weist die Ausgaben der öffentlichen Haushalte im Verhältnis zum 
BIP aus. In Tabelle 3 sind die Staatsausgaben von Bund, Kantonen, Gemeinden und 
Sozialversicherungen sowie der entsprechende Anteil am BIP (die Staatsquote) dar-
gestellt. Phasen, in welchen die Staatsquote stark ansteigt, können einerseits durch 
höhere Staatsausgaben bedingt sein, andererseits aber auch durch tieferes Wirt-
schaftswachstum. Da die absolute Veränderung der Staatsausgaben relativ träge ist, 
wirken sich Schwankungen des Wirtschaftswachstum mitunter stark auf die Staats-
quote aus. Von 1970 bis 2006 ist die Staatsquote um knapp 14 Prozentpunkte ge-
stiegen, zuletzt ist sie in vier Jahren um insgesamt 2.7 Prozentpunkte gesunken.  
Das verfügbare Einkommen der Haushalte ist keine Kennzahl des öffentlichen Sek-
tors, sondern stellt dar, welcher Anteil des gesamten Einkommens einem Haushalt 
nach Zurechnung der erhaltenen Transfers und nach Abzug der Zwangsabgaben zur 
freien Verfügung steht. Es sind allerdings nur Datenreihen für die Jahre 2000-2007 
verfügbar, dargestellt in Tabelle 4. Der Trend in diesem Jahrzehnt ist ein Wachstum 
des Anteils der obligatorischen Abzüge, wodurch das verfügbare Einkommen der 
Haushalte von knapp über 75% auf 69.9% gesunken ist. 
 
Die Sozialausgaben der öffentlichen Haushalte werden in der Finanzstatistik unter 
dem Aufgabengebiet „soziale Wohlfahrt“ zusammengefasst, zusätzlich werden die 
Leistungen der staatlichen Sozialversicherungen addiert (Tabelle 5). In Rezessions-
jahren stiegen die Sozialausgaben jeweils deutlich, wobei die Quote auch durch tie-
fes BIP-Wachstum erhöht wurde. Eine Schätzung für 2007 und 2008 ist auf Grund 
fehlender Daten nicht möglich. Seit 1970 haben sich die Sozialausgaben in Prozent 
des BIP um über 9 Prozentpunkte erhöht. 
 

3. Die Beziehung zwischen der Fiskalquote und 
a) dem Wirtschaftswachstum 

 
Eine wissenschaftlich fundierte Beziehung zwischen Fiskalquote und Wirtschafts-
wachstum aufzuzeigen ist aus verschiedenen Gründen nicht einfach. Hohes oder 
tiefes Wirtschaftswachstum kann nicht nur auf einen einzelnen Faktor zurückgeführt 
werden, sondern ergibt sich aus dem Zusammenspiel vieler Einflüsse. Der Staats-
sektor ist ohne Zweifel einer davon. Neuere Untersuchungen, auch insbesondere auf 
die Schweiz bezogen (Colombier 2004)2, zeigen aber keine gesicherten empirischen 
Zusammenhänge zwischen der Staatstätigkeit und dem Wirtschaftswachstum.  
 
So können an dieser Stelle nur allgemeine Überlegungen zur optimalen Grösse ei-
nes Staatshaushaltes und damit der Fiskaleinnahmen gemacht werden. Einerseits 
finanzieren Steuereinnahmen die Versorgung der Bevölkerung und der Wirtschaft 
mit essenziellen öffentlichen Gütern, welche bei einer sehr tiefen Staats- oder Fis-
kalquote nicht mehr bereitgestellt würden. Andererseits gilt es zu vermeiden, dass 
durch eine zu hohe Abgabenlast ökonomische Anreize geschwächt werden. Zwi-
schen diesen beiden Polen gibt es ein breites Spektrum optimaler Grössen der 
Staatshaushalte, wobei die Rolle des Staates in der Wirtschaft immer auch ein Ab-
bild von politischen und gesellschaftlichen Präferenzen ist. Die Schweiz dürfte dabei 

                                                 
2 „Empirisch ist kein Zusammenhang zwischen der gesamten Staatstätigkeit und dem pro-Kopf-Wachstum des BIP nachweisbar. […] So-

wohl indirekte als auch direkte Steuern zeigen keine Wachstumseffekte.“ In:Colombier (2004): Government and Growth, 
http://www.efv.admin.ch/d/dokumentation/downloads/themen/wirtschaft/oekonomenteam/oekt_publ04_internet.pdf 
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angesichts ihres relativ hohen Pro-Kopf-Einkommens bei gleichzeitig relativ niedri-
gen Staats- und Fiskalquoten in einem angemessenen Bereich positioniert sein. 
Mindestens so wichtig dürfte jedoch letztendlich der Aspekt sein, für welche Aufga-
ben im speziellen und in welcher Art und Weise der Staat die eingezogenen Mittel 
verwendet. Insbesondere ist zu vermeiden, dass die Staatsausgaben anstelle der 
effizienten Bereitstellung von öffentlichen Gütern der Befriedigung von Partikularinte-
ressen dienen. Zudem spielt die Art der erhobenen Steuern eine wichtige Rolle. 
Steuern beeinträchtigen das Wirtschaftswachstum umso stärker, je mehr sie die An-
reize zum Arbeiten, Sparen und Investieren untergraben, also hohe Zusatzlasten 
aufweisen, und je eher sie aufgrund der Mobilität der Steuerbasen zur Abwanderun-
gen der der Besteuerung unterliegenden Aktivitäten in andere Gebietskörperschaf-
ten führen3. Dieser Aspekt kann einen grossen Einfluss auf das BIP-Wachstum aus-
üben. 
 

b) dem sozialen und wirtschaftlichen Liberalismus 
 
Wie unter a) erwähnt, kann eine spezifische Verwendung der Mittel des Staates 
durchaus wachstumswirksam sein. Grundsätzliche Überlegungen zu dieser Frage 
legen nahe, dass je nach Aufgabengebiet eine breite Variation von wenig bis viel 
staatlichem Einfluss sinnvoll sein kann. Zum Einen wird die wirtschaftliche Freiheit 
mit zunehmender Fiskalbelastung zweifellos eingeschränkt. Andererseits sind öffent-
liche Güter wie Rechtsicherheit, Bekämpfung von Marktversagen oder eine instituti-
onalisierte soziale Sicherung Grundvoraussetzungen für das Funktionieren einer li-
beralen Gesellschaftsordnung. Der Staatssektor der Schweiz dürfte vor dem Hinter-
grund der sehr stark ausgebauten direktdemokratischen Rechte diesbezüglich eine 
Grösse aufweisen, die den politischen und wirtschaftlichen Spielraum in genügen-
dem Masse garantiert und diesem einen angemessenen Rahmen setzt. 
 

c) der Wettbewerbsfähigkeit 
 
Einerseits sind tiefe Steuern und Lohnnebenkosten Faktoren, welche in Bezug auf 
die Wertschöpfung als Standortvorteile für die Schweiz wirken können. Aber auch 
die Qualität der öffentlichen Infrastruktur, ein hohes Niveau des Bildungswesens und 
eine hohe Beschäftigung sind für die Wettbewerbsfähigkeit eines Landes von Bedeu-
tung. So übt die fiskalische Tätigkeit des Staates auch in Bezug auf die Wettbe-
werbsfähigkeit unterschiedliche Einflüsse aus. In der Schweiz besonders zu berück-
sichtigen ist der Steuerwettbewerb und die direkte Demokratie. Sie tragen dazu bei, 
dass die staatlichen Güter bedarfsgerecht und zu möglichst geringen Kosten bereit-
gestellt werden.  Es ist deshalb auch das erklärte Ziel des Bundesrates, die Fiskalbe-
lastung in der Schweiz möglichst tief zu halten. 

                                                 
3 Grob lassen sich die Steuern im Hinblick auf ihre Wachstumsfreundlichkeit folgendermassen rangie-
ren: 1. Steuern auf immobilem Vermögen (wie z.B. Boden- oder Liegenschaftssteuern); 2. Steuern 
auf dem Konsum (MWST) und spezielle Verbrauchsteuern wie z.B. ökologische Lenkungsabgaben 
sowie Erbschafts- und Schenkungssteuern; 3. Steuern auf dem Faktor Arbeit (Einkommensteuer auf 
Arbeitseinkommen, Lohnabgaben) sowie Steuern auf beweglichem Vermögen, die bei den Haushal-
ten erhoben werden (Einkommensteuer auf beweglichem Vermögen, Vermögenssteuer); 4. Steuern 
auf Finanz- und Kapitaltransaktionen sowie Steuern auf beweglichem Vermögen, die bei den Unter-
nehmen erhoben werden (Gewinnsteuer, Kapitalsteuer, Emissionsabgabe auf Eigenkapital). 
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Anhang: Tabellen 

 
Tabelle 1: Internationaler Vergleich der Fiskalquoten 
 
Quelle: Eidgenössische Finanzverwaltung, Stand 28.02.2009 

Fiskalquoten in % des BIP 1990 1995 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 
Schweiz 25.8 27.7 30.0 29.5 29.9 29.2 28.8 29.2 29.6 
Deutschland 34.8 37.2 37.2 36.8 35.4 35.5 34.8 34.8 35.6 
Frankreich 42.0 42.9 44.4 44.9 43.4 43.1 43.5 43.9 44.2 
Italien 37.8 40.1 42.3 43.0 42.5 41.8 41.0 40.9 42.1 
Österreich 39.6 41.2 42.6 45.2 43.6 42.9 42.8 42.1 41.7 
Belgien 42.0 43.6 44.9 45.9 46.2 44.7 44.8 44.8 44.5 
Dänemark 46.5 48.8 49.4 49.9 48.7 47.7 49.3 50.7 49.1 
Finnland 43.5 45.7 47.2 46.0 45.8 44.6 43.4 43.9 43.5 
Irland 33.1 32.5 31.7 30.1 28.7 28.7 30.2 30.6 31.9 
Island 30.9 31.2 37.2 ... ... ... ... 40.7 41.5 
Luxemburg 35.7 37.1 39.1 … 41.3 38.2 37.9 37.8 35.9 
Niederlande 42.9 41.5 39.7 39.8 39.2 37.0 37.4 38.8 39.3 
Norwegen 41.0 40.9 42.6 ... ... ... ... 43.5 43.9 
Schweden 52.2 47.5 51.8 51.9 50.1 50.1 49.9 49.5 49.1 
Spanien 32.5 32.1 34.2 35.0 34.8 34.3 34.6 35.8 36.6 
Portugal 27.7 31.7 34.1 ... ... ... ... 34.7 35.7 
Vereinigtes Königreich 36.1 34.5 37.1 37.2 35.4 35.4 35.4 36.3 37.1 
Polen ... 36.2 31.6 ... ... ... ... 32.9 33.5 
Tschechien ... 37.5 35.3 ... ... ... ... 37.5 36.9 
Slowakei ... ... 33.8 ... ... ... ... 31.8 29.8 
Ungarn ... 41.3 38.0 ... ... ... ... 37.2 37.1 
USA 27.3 27.9 29.9 28.9 26.3 25.7 26.1 27.3 28.0 
Kanada 35.9 35.6 35.6 35.0 34.0 33.6 33.7 33.4 33.3 
Japan 29.1 26.8 27.0 27.4 25.8 25.7 26.3 27.4 27.9 
Australien 28.5 28.8 31.1 ... ... ... ... 30.8 30.6 
Neuseeland 37.4 36.6 33.6 ... ... ... ... 37.5 36.7 
EU 15 1) 38.2 39.0 40.6 41.2 40.6 39.7 39.2 39.7 39.8 
Ø OECD Total 33.8 34.8 36.1 36.8 36.4 35.8 35.2 35.8 35.9 

1) Belgien, Dänemark, Deutschland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, Italien, Luxemburg, Niederland, Österreich, Portugal, 
Spanien, Schweden und das Vereinigte Königreich 

 



Tabelle 2: Fiskalquote der Schweiz und zusätzliche Berechnung gemäss Interpellation 
 
Quelle: Eidgenössische Finanzverwaltung, Stand 28.02.2009 

In Mio. Fr. 
Fiskaleinnahmen Bund, 
Kantone, Gemeinden  

Einnahmen Sozial-
versicherungen1)  Total Fiskalquote Krankenkassen2) Berufliche Vorsorge3) Total 

Anteil am 
BIP BIP nominal 

1995 75'643 27'910 103'553 27.7% 8'620 25'637 137'810 36.9% 373'599 

1996 77'890 28'133 106'023 28.1% 9'663 26'608 142'295 37.8% 376'673 

1997 78'019 27'992 106'011 27.6% 10'046 26'100 142'158 37.0% 383'991 

1998 84'560 28'212 112'772 28.5% 10'262 29'027 152'061 38.5% 395'263 

1999 86'270 29'338 115'608 28.7% 10'344 26'800 152'752 37.9% 402'907 

2000 95'870 30'848 126'718 30.0% 10'896 29'499 167'114 39.6% 422'063 

2001 94'429 32'559 126'988 29.5% 11'340 32'900 171'229 39.8% 430'321 

2002 96'449 33'185 129'634 29.9% 12'471 32'382 174'486 40.2% 434'258 

2003 95'226 32'627 127'853 29.2% 13'792 32'800 174'445 39.9% 437'731 

2004 98'305 31'796 130'101 28.8% 14'899 33'820 178'820 39.6% 451'379 

2005 102'934 32'368 135'302 29.2% 15'352 35'796 186'450 40.3% 463'139 

2006 110'466 33'474 143'941 29.6% 16'075 38'429 198'444 40.7% 487'041 

20074) 115'253 30'861 146'114 28.5% 16'353  41'272  203'740  39.1% 521'068  

20084) 123'832 38'993 162'825 30.5% 16'631  44'327  223'782  41.3% 541'256  
1) Die Sozialversicherungen umfassen die AHV, IV, EO und die ALV; 2) Prämien abzgl. Prämienverbilligung; 3) Beträge und Eintrittseinlagen; 4) Schätzungen (28.02.2009) 



Tabelle 3: Staatsquote 
 
Quelle: Eidgenössische Finanzverwaltung, Stand 28.02.2009 

Mio. Fr. Staatsausgaben 
Veränderungsrate 
Staatsausgaben BIP nominal 

Veränderungsrate 
BIP nominal Staatsquote 

1970 23'212 7% 97'984 14% 23.7% 
1971 27'544 19% 111'309 14% 24.7% 
1972 31'478 14% 126'132 13% 25.0% 
1973 38'121 21% 140'559 11% 27.1% 
1974 43'041 13% 152'490 8% 28.2% 
1975 46'959 9% 151'469 -1% 31.0% 
1976 51'225 9% 153'420 1% 33.4% 
1977 51'734 1% 157'559 3% 32.8% 
1978 52'710 2% 163'919 4% 32.2% 
1979 54'950 4% 171'344 5% 32.1% 
1980 57'692 5% 184'080 7% 31.3% 
1981 60'609 5% 197'616 7% 30.7% 
1982 66'393 10% 209'359 6% 31.7% 
1983 70'052 6% 215'684 3% 32.5% 
1984 73'745 5% 230'525 7% 32.0% 
1985 76'959 4% 244'421 6% 31.5% 
1986 80'154 4% 256'519 5% 31.2% 
1987 82'675 3% 266'302 4% 31.0% 
1988 89'115 8% 282'704 6% 31.5% 
1989 94'087 6% 305'148 8% 30.8% 
1990 103'225 10% 330'925 8% 31.2% 
1991 115'158 12% 345'597 4% 33.3% 
1992 125'342 9% 352'931 2% 35.5% 
1993 131'490 5% 360'667 2% 36.5% 
1994 134'175 2% 369'581 2% 36.3% 
1995 137'806 3% 373'599 1% 36.9% 
1996 137'996 0% 376'673 1% 36.6% 
1997 140'890 2% 383'991 2% 36.7% 
1998 142'524 1% 395'263 3% 36.1% 
1999 146'867 3% 402'907 2% 36.5% 
2000 148'084 1% 422'063 5% 35.1% 
2001 154'492 4% 430'321 2% 35.9% 
2002 161'523 5% 434'258 1% 37.2% 
2003 168'303 4% 437'731 1% 38.4% 
2004 171'594 2% 451'379 3% 38.0% 
2005 174'120 1% 463'799 3% 37.5% 
2006 175'322 1% 490'544 6% 35.7% 

20071) 180'165  3% 512'142  6% 35.2% 
20081) 200'615  11% 533'937  4% 37.6% 

1) Schätzungen (28.02.2009)



Tabelle 4: Verfügbares Einkommen der Haushalte in Prozent des monatlichen Bruttoeinkommens 
 
Quelle: Bundesamt für Statistik, Haushaltsbudgeterhebung (HABE) 
  2000 2001 2002 2003 2004 2005 20061) 2007 
Monatliches Bruttoeinkommen pro Haushalt in Franken  
(Mittelwert) 

8 453 8 604 8 816 8 781 8 506 8 967 8 492 8 979 

Einkommen aus Arbeit  71.7 71.9 72.4 71.8 72.2 72.9 74.2 73.8 
Einkommen aus unselbständiger Arbeit  64.5 64.1 62.4 62.9 64.7 66.2 64.6 63.8 
Einkommen aus selbständiger Arbeit  7.2 7.8 10.0 8.9 7.5 6.7 9.6 10.0 

Einkommen aus Vermietung und Vermögenseinkommen  5.5 5.4 4.8 4.6 3.8 3.9 3.9 4.7 
Transfereinkommen  22.7 22.7 22.9 23.6 24.0 23.2 21.9 21.5 

Sozialleistungen  16.3 16.7 17.5 18.1 18.8 18.2 20.1 19.9 
Renten der AHV/IV  8.4 8.4 8.4 8.6 8.8 8.4 8.9 8.9 
Bezüge von Pensionskassen  5.4 5.8 6.3 6.4 6.6 6.3 6.9 7.2 
Entschädigungen und andere Sozialleistungen  2.6 2.5 2.8 3.1 3.4 3.5 4.3 3.9 

Übrige Transfereinkommen  6.4 6.0 5.3 5.6 5.2 5.0 1.9 1.6 
Monatliches Bruttoeinkommen 100.0 100.0 100.0 100.0 100.0 100.0 100.0 100.0 
Obligatorische Abzüge, davon -24.9 -25.3 -25.2 -26.1 -26.4 -27.4 -29.7 -30.1 

Steuern  11.9 12.0 11.7 12.2 12.0 12.3 11.8 12.2 
Sozialversicherungsbeiträge  5.3 5.3 5.2 5.2 5.0 5.1 5.8 5.5 
Krankenkassen  4.2 4.3 4.5 4.9 5.3 5.0 5.9 5.5 
Pensionskassen  3.1 3.3 3.3 3.4 3.6 3.8 4.1 4.3 

Verfügbares Einkommen  75.1 74.7 74.8 73.9 73.6 72.6 72.5 69.9 
1) Die seit 2000 kontinuierlich durchgeführte Einkommens- und Verbrauchserhebung (EVE) wurde einer Revision unterzogen und heisst seit 
2006 Haushaltsbudgeterhebung (HABE). Da einige Definitionen geändert wurden, sind die Vergleiche mit den Vorjahreswerten nicht immer 
direkt möglich. 



Tabelle 5: Sozialausgaben 
 
Quelle: Eidgenössische Finanzverwaltung, Stand 28.02.2009 

Mio. Fr. 
Bund, Kantone, 

Gemeinden 
Sozialversiche-

rungen1) Total BIP nominal 
Anteil Bund, Kan-
tone, Gemeinden 

 Anteil Sozialver-
sicherungen1) 

 Anteil 
Total 

1970 2'553 3'778 6'331 97'984 2.6% 3.9% 6.5% 
1971 3'029 4'255 7'283 111'309 2.7% 3.8% 6.5% 
1972 3'470 4'723 8'193 126'132 2.8% 3.7% 6.5% 
1973 4'623 7'814 12'437 140'559 3.3% 5.6% 8.8% 
1974 5'096 8'884 13'980 152'490 3.3% 5.8% 9.2% 
1975 5'058 10'723 15'782 151'469 3.3% 7.1% 10.4% 
1976 5'679 11'699 17'378 153'420 3.7% 7.6% 11.3% 
1977 5'950 12'076 18'026 157'559 3.8% 7.7% 11.4% 
1978 6'121 12'391 18'512 163'919 3.7% 7.6% 11.3% 
1979 6'241 12'668 18'909 171'344 3.6% 7.4% 11.0% 
1980 6'690 13'337 20'027 184'080 3.6% 7.2% 10.9% 
1981 6'913 13'606 20'519 197'616 3.5% 6.9% 10.4% 
1982 7'848 15'676 23'524 209'359 3.7% 7.5% 11.2% 
1983 8'208 16'359 24'567 215'684 3.8% 7.6% 11.4% 
1984 8'921 18'215 27'137 230'525 3.9% 7.9% 11.8% 
1985 9'397 18'570 27'967 244'421 3.8% 7.6% 11.4% 
1986 10'002 19'605 29'606 256'519 3.9% 7.6% 11.5% 
1987 10'592 20'064 30'656 266'302 4.0% 7.5% 11.5% 
1988 11'353 21'293 32'645 282'704 4.0% 7.5% 11.5% 
1989 11'992 21'727 33'719 305'148 3.9% 7.1% 11.1% 
1990 13'444 23'501 36'945 330'925 4.1% 7.1% 11.2% 
1991 15'514 26'082 41'596 345'597 4.5% 7.5% 12.0% 
1992 16'848 30'049 46'897 352'931 4.8% 8.5% 13.3% 
1993 21'870 34'854 56'724 360'667 6.1% 9.7% 15.7% 
1994 21'125 35'036 56'162 369'581 5.7% 9.5% 15.2% 
1995 19'853 35'565 55'418 373'599 5.3% 9.5% 14.8% 
1996 23'474 37'243 60'718 376'673 6.2% 9.9% 16.1% 
1997 24'945 39'669 64'614 383'991 6.5% 10.3% 16.8% 
1998 24'819 39'141 63'959 395'263 6.3% 9.9% 16.2% 
1999 23'143 39'210 62'353 402'907 5.7% 9.7% 15.5% 
2000 23'544 38'973 62'517 422'063 5.6% 9.2% 14.8% 
2001 24'187 41'561 65'748 430'321 5.6% 9.7% 15.3% 
2002 25'411 42'735 68'147 434'258 5.9% 9.8% 15.7% 
2003 26'481 45'905 72'386 437'731 6.0% 10.5% 16.5% 
2004 27'742 46'605 74'348 451'379 6.1% 10.3% 16.5% 
2005 28'729 47'878 76'607 463'799 6.2% 10.3% 16.5% 
2006 29'314 47'838 77'152 490'544 6.0% 9.8% 15.7% 

1) Die Sozialversicherungen umfassen die AHV, IV, EO und die ALV 


